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Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes betreffend die Abzahlungsgeschäfte 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Einziger Paragraph 

Das Gesetz betreffend die Abzahlungsge- 
schäfte vom 16. Mai 1894 (Reichsgesetzbl. 
S. 450) wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 5 wird ein neuer § 5 a eingefügt: 

4 5 a 

Werden Waren zum Verkauf im Wege 
eines Abzahlungsgeschäftes angeboten, so 
müssen aus dem Angebot der Barkaufpreis 
sowie die gesamten Kosten der Kreditge- 
währung, gegliedert in Kreditzinsen, Bear- 
beitungsgebühren, Auskunftsspesen usw. er- 
sichtlich sein. Dem Käufer ist über die Ver- 
tragsbedingungen eine schriftliche Mitteilung 
auszuhändigen. 

Bei Abzahlungsgeschäften (§ 1) muß, 
wenn der Gesamtkaufpreis 500 Deutsche 
Mark nicht übersteigt, eine Anzahlung von 
mindestens 20 v. H. des Gesamtkaufpreises, 
sonst eine Anzahlung von mindestens 
25 v. H. des Gesamtkaufpreises geleistet 
werden. Übersteigt der Gesamtkaufpreis 
nicht 1 000 Deutsche Mark, so darf sich die 
vorgesehene Ratenzahlungnicht länger als auf 
höchstens 12 Monate, gerechnet vom Tage 
der ersten Zahlungsfähigkeit ab, erstrecken, 
bei höheren Krediten nicht länger als auf 
höchstens 24 Monate. 


Ist eine nach Absatz 2 vorgeschriebene 
Anzahlung nicht geleistet worden, so hat 
der Käufer innerhalb von 6 Wochen nach 
Vertragsabschluß das Recht, vom Vertrag 
zurückzutreten und gegen Rückgabe des 
Kaufgegenstandes die Rückzahlung seiner 
Leistungen zu verlangen; Zinsen und Kosten 
dürfen ihm in diesem Fall nicht aufgerech- 
net werden. Bei Nichteinhaltung der Be- 
stimmungen über die Laufzeit der Raten- 
zahlung hat der Käufer, unbeschadet seiner 
sonstigen Rechte, das Recht, den Abschluß 
eines den Bestimmungen entsprechenden 
Vertrages zu verlangen. Eine Vereinbarung, 
durch die diese Rechte ausgeschlossen oder 
beschränkt werden sollen, ist nichtig.“ 

2. In § 6 treten an Stelle der Worte „ §§ 1 
bis 5“ die Worte „§§ 1 bis 5 a“. 

3. § 8 erhält folgende Fassung: 

4 8 

Die Bestimmung dieses Gesetzes, mit 
Ausnahme des § 5 a, findet keine Anwen- 
dung, wenn der Empfänger der Ware als 
Kaufmann in das Handelsregister einge- 
tragen ist. Auch § 5 a findet keine Anwen- 
dung, wenn der Gesamtkaufpreis den Be- 
trag von 100 000 Deutsche Mark über- 
steigt.“ 

Bonn, den 20. Januar 1954 

Ollenhauer und Fraktion 
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